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Defizitbegrenzende
Haushaltsregeln und
nationaler Stabilit�ts-
pakt in Deutschland

Die Lage der �ffentlichen Finanzen in

Deutschland ist durch hohe Defizite

und stark steigende Schulden gepr�gt.

Die europ�ische 3%-Obergrenze f�r

die Defizitquote wurde 2004 zum drit-

ten Mal in Folge �berschritten. Die

Schuldenquote entfernte sich mit nun

66% weiter vom Referenzwert von

60%. Umfangreiche Defizite weisen

vor allem der Bund und die L�nder auf.

Vielfach kommt es zu Konflikten mit

den nationalen Haushaltsregeln.

F�r die Wirksamkeit defizitbegrenzen-

der Regeln ist es neben ihrer Stringenz

entscheidend, dass sie transparent,

nachvollziehbar und eindeutig sind.

Nur so kann die �ffentlichkeit die Haus-

haltsplanungen und -ergebnisse bewer-

ten. Dies ist in Deutschland nicht hinrei-

chend der Fall. Die nationalen und in-

ternationalen Regeln sind nicht auf-

einander abgestimmt. Sie haben sich

faktisch als nicht ausreichend erwiesen.

Um solide �ffentliche Finanzen sicher-

zustellen, w�re eine Reform der natio-

nalen Haushaltsregeln geboten – nicht

zuletzt mit dem Ziel, die Verpflichtung

zu strukturell weitgehend ausgegliche-

nen Haushalten fester zu verankern.

Im Rahmen einer grundlegenden

�berarbeitung der Finanzverfassung

w�re die Eigenverantwortlichkeit der

einzelnen Gebietsk�rperschaften zu er-

h�hen und die Verkn�pfung zwischen

staatlichen Ausgaben und Einnahmen

deutlicher zu machen.
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Regeln zur Begrenzung

der staatlichen Defizite in Deutschland

Der Staat kann seine Ausgaben unmittelbar

mit „ordentlichen“ Einnahmen (vor allem

Steuern und Sozialbeitr�gen) finanzieren. Er

kann die Finanzierungslasten aber auch �ber

eine Schuldenaufnahme in die Zukunft

verschieben. Polit-�konomische Erkl�rungs-

ans�tze weisen darauf hin, dass diese Alter-

native f�r die Finanzpolitik besonders attrak-

tiv ist. Um der Gefahr eines �berm�ßigen

R�ckgriffs auf die Kapitalm�rkte vorzubeu-

gen, sind in Deutschland – wie in den meisten

Staaten – defizitbegrenzende Haushaltsregeln

verankert worden.

Dabei handelt es sich zum einen um nationale

Regeln, die Bestandteil der deutschen Finanz-

verfassung sind und vor allem die Nettokre-

ditaufnahme der einzelnen Gebietsk�rper-

schaften begrenzen sollen. Zum anderen exis-

tieren mit dem Maastricht-Vertrag und dem

Stabilit�ts- und Wachstumspakt europ�ische

Vereinbarungen, die in der EU und insbeson-

dere in der Europ�ischen W�hrungsunion

�berm�ßige gesamtstaatliche Defizite und

hohe Schuldenquoten verhindern sollen.

Die nationalen Regeln

Die deutsche Finanzverfassung er�ffnet vor

allem dem Bund und den mit einer weit-

gehenden Haushaltsautonomie versehenen

Bundesl�ndern umfangreiche M�glichkeiten

zur Kreditaufnahme. Dagegen haben die

Gemeinden auf Grund restriktiverer kommu-

naler Haushaltsregeln einen verh�ltnism�ßig

engen Verschuldungsspielraum. Die Sozial-

versicherungen sind nicht berechtigt, ihre

Ausgaben �ber eine Kreditaufnahme zu

finanzieren. Soweit Defizite nicht mit dem

Abbau noch vorhandener R�cklagen finan-

ziert werden k�nnen, m�ssen sie durch eine

Anpassung der Beitragss�tze (oder durch

Bundeszusch�sse) ausgeglichen werden.1)

Im Ergebnis entfiel seit 1970 der �berwiegen-

de Teil des gesamtstaatlichen Defizits auf den

Bund (einschl. Sonderverm�gen). Auch die

L�nder wiesen umfangreiche Defizite auf,

w�hrend diese bei den Gemeinden relativ ge-

ring ausfielen und die Sozialversicherungen

zumeist mit einem �berschuss abschlossen.2)

Dieses Defizitmuster der letzten Jahrzehnte

schl�gt sich in der Aufteilung der Staatsver-

schuldung (in H�he von 1,4 Billionen 3 Ende

2004) nieder. Der Anteil des Bundes belief

sich auf gut 60%, der von L�ndern und Ge-

meinden auf knapp 40% (siehe auch Schau-

bild auf S. 25). Dabei unterscheidet sich die

Verschuldung je Einwohner der einzelnen

L�nder erheblich. W�hrend sie in Baden-

W�rttemberg, Bayern und Sachsen (einschl.

Gemeinden) deutlich unter dem L�nderdurch-

schnitt lag, waren vor allem die Werte der

Stadtstaaten deutlich h�her (siehe auch Ta-

belle auf S. 26). Die ostdeutschen L�nder, die

1990 noch weitgehend schuldenfrei waren,

�bertreffen – mit Ausnahme Sachsens – inzwi-

1 Die gesetzlichen Krankenkassen hatten dennoch bis
zum Jahresende 2003 Schulden in H�he von (brutto) gut
8 Mrd 3 aufgenommen. Diese m�ssen bis sp�testens
Ende 2007 wieder abgebaut sein.
2 In allen anderen L�ndern der Eurozone sind die Defizite
auf der Regional- und Gemeindeebene erheblich niedri-
ger. Sie lagen in den vergangenen zehn Jahren jeweils
unter 1�2 % des BIP, w�hrend in Deutschland ein Wert von
1% des BIP realisiert wurde (jeweils VGR-Abgrenzung).

Haushaltsregeln
zur Begrenzung
der Staats-
verschuldung

Verschuldungs-
m�glichkeiten

Defizit und
Verschuldung
nach Ebenen
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in % des BIP

Maßstab verkleinert

Staatsschulden 3)

Staatsdefizit 1)

2)

Bund Länder Gemeinden Sozialversicherungen

1970 75 80 85 90 95 00 2004

Staatsdefizit und Staatsschulden nach Ebenen

1 Gemäß VGR. — 2 Ohne Berücksichtigung der UMTS-Erlöse (2½% des BIP). — 3 Gebietskörperschaften ge-
mäß Schuldenstandsstatistik.
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schen den Mittelwert der westdeutschen Fl�-

chenl�nder.

Die defizitbegrenzenden Haushaltsregeln des

Bundes und der L�nder sind im Grundgesetz

(Art. 115) sowie in den Verfassungen der ein-

zelnen Bundesl�nder verankert und im Haus-

haltsgrunds�tzegesetz sowie den jeweiligen

Haushaltsordnungen konkretisiert. Demnach

gilt, dass die Kreditaufnahme auf die H�he

der – gegebenenfalls um empfangene Inves-

titionszusch�sse zu k�rzenden – investiven

Ausgaben zu begrenzen ist. Eine (geplante)

�berschreitung dieser Obergrenze ist nur

dann gestattet, wenn dies der Abwehr einer

St�rung des gesamtwirtschaftlichen Gleich-

gewichts dient.3)

Diese Vorschriften orientieren sich grunds�tz-

lich an der „Goldenen Regel“, gem�ß der ein

staatliches Defizit beziehungsweise der Auf-

bau von Staatsverschuldung dann hingenom-

men werden kann, wenn dies mit einer Erh�-

hung des Verm�gens einhergeht und sich da-

mit die staatliche Netto-Verm�gensposition

nicht verschlechtert. Hierbei wird unterstellt,

dass der aus der Verschuldung resultierenden

k�nftigen Belastung ein entsprechender Nut-

zen aus dem gebildeten Staatsverm�gen

gegen�bersteht und �ber die so finanzierte

Schuldenstand und Defizit der L�nder je Einwohner (einschl. Gemeinden)

Schulden Defizit 1)

in 5

in %
gegen�ber
Mittelwert in 5

in %
gegen�ber
Mittelwert

Land/L�ndergruppe 1991 2004 1991 2004 2004

Baden-W�rttemberg 2 779 4 302 92 63 190 53
Bayern 1 994 3 134 66 46 95 26
Brandenburg 417 7 513 14 110 273 75
Hessen 3 881 6 578 129 96 461 127
Mecklenburg-Vorpommern 350 7 306 12 107 402 111
Niedersachsen 3 978 7 405 132 108 324 89
Nordrhein-Westfalen 4 235 7 705 140 113 469 130
Rheinland-Pfalz 3 893 7 645 129 112 493 136
Saarland 7 028 8 860 233 130 536 148
Sachsen 382 3 978 13 58 39 11
Sachsen-Anhalt 375 8 727 12 128 530 146
Schleswig-Holstein 4 452 8 069 147 118 447 123
Th�ringen 440 7 579 15 111 450 124
Berlin 2 323 16 333 77 239 872 241
Bremen 11 419 17 387 378 255 1 416 391
Hamburg 5 842 11 900 193 174 652 180

Alle L�nder 3 020 6 826 362
Westdeutsche L�nder 3 680 6 383 122 94 350 97
Ostdeutsche L�nder 391 6 594 13 97 294 81
Berlin 2 323 16 333 77 239 872 241

1 In der Abgrenzung der Finanzstatistik ohne Transaktio-
nen in Darlehen und Beteiligungen.

Deutsche Bundesbank

3 Die Verfassungen der einzelnen L�nder folgen dabei
den Formulierungen des Grundgesetzes zu Regelgrenze
und Ausnahmen nach der Novellierung des Art. 115 GG
zwar nur noch unvollst�ndig, doch binden die dem § 18
BHO angelehnten Bestimmungen der Landeshaushalts-
ordnungen faktisch auch die L�nder in dieser Weise. Vgl.
dazu: Piduch, Bundeshaushaltsrecht, Art. 115 Grundge-
setz, Rand-Nr. 31a.

Nationales
Haushalts-
recht ...

...orientiert sich
an „Goldener
Regel“
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Staatst�tigkeit keine intertemporale Lastver-

schiebung stattfindet.

�ber Staatsinvestitionen kann die private In-

vestitionst�tigkeit angeregt und die Produk-

tivit�t erh�ht werden. Die diesbez�glichen

Wirkungen sind allerdings nur schwer zu

quantifizieren. Sie d�rften in starkem Maße

unter anderem von der Art der Investition

und der bereits vorhandenen Kapitalausstat-

tung abh�ngen. Zudem sind aber auch nicht-

investive staatliche Ausgaben als wichtige

Voraussetzungen f�r Wachstum anzusehen

(z.B. Bildungsausgaben, Aufwendungen f�r

Rechtssicherheit). Hier droht gleichwohl bei

einem sehr weiten Investitionsbegriff ange-

sichts großer methodischer Probleme die

Gefahr der Beliebigkeit.

Auch wenn die „Goldene Regel“ grunds�tz-

lich plausibel erscheint, sind insbesondere im

Hinblick auf ihre praktische Implementierung

im Rahmen einer bindenden Haushaltsregel

schwer wiegende Vorbehalte geltend zu

machen – vor allem vor dem Hintergrund der

Ausgestaltung und Umsetzung in Deutsch-

land.4)

Problematisch ist zun�chst, dass die Ober-

grenze f�r die Neuverschuldung in Deutsch-

land grunds�tzlich an den Planzahlen und

nicht auch am Haushaltsergebnis ankn�pft. So

besteht die M�glichkeit, durch einen �berh�h-

ten Ansatz der investiven Ausgaben die Kredit-

erm�chtigung auszuweiten. Kommt es dann

im Haushaltsvollzug zu einer K�rzung der rela-

tiv disponiblen Investitionen, kann die tats�ch-

liche Neuverschuldung die durch die „Goldene

Regel“ gegebene Defizitgrenze �berschreiten.

Auch k�nnen Belastungen auf Sonderverm�-

gen (oder außerhalb des Staatssektors erfasste

Einrichtungen) verlagert werden, deren Kredit-

aufnahme nicht auf die investiven Ausgaben

beschr�nkt sein muss. Eine nachtr�gliche

Schulden�bernahme f�hrt dann zu einem An-

stieg des Schuldenstandes und der Notwen-

digkeit der Finanzierung des Schuldendienstes

�ber die Kernhaushalte, ohne dass dem ein er-

h�htes staatliches Verm�gen gegen�bersteht.

Ein Beispiel hierf�r stellt die Schulden�ber-

nahme im Zuge der Bahnreform dar.

Die M�glichkeit, mit der Nettokreditaufnah-

me zur Abwehr einer St�rung des gesamt-

wirtschaftlichen Gleichgewichts die investiven

Ausgaben zu �berschreiten, bietet ebenfalls

erhebliche Spielr�ume. So fehlt eine Vor-

schrift, dies in Zeiten einer g�nstigen kon-

junkturellen Entwicklung wieder zu kompen-

sieren. Außerdem wird bei der derzeitigen

Auslegung der Ausnahmeklausel der Begriff

der St�rung des gesamtwirtschaftlichen

Gleichgewichts weit gefasst. Der Verschul-

dungsspielraum, der sich hierdurch er�ffnet,

wurde vor allem in den letzten Jahren ge-

nutzt.5) Auch bleibt eine Verletzung des

4 Vgl. hierzu auch: Deutsche Bundesbank, Entwicklung
und Finanzierungsaspekte der �ffentlichen Investitionen,
Monatsbericht, April 1999, S. 29–46. Unter anderem kri-
tisieren auch die Rechnungsh�fe die Regelungen in
Deutschland: Pr�sidenten der Rechnungsh�fe des Bundes
und der L�nder fordern Stopp der Staatsverschuldung,
Pressemitteilung vom 7. Mai 2004, S. 2.
5 So hat der Bund in den Jahren 2002 bis 2004 zumin-
dest in den Nachtragshaushalten durchgehend auf diese
Ausnahmeklausel Bezug genommen. Nicht zuletzt der
Sachverst�ndigenrat hat in seinem j�ngsten Gutachten
Zweifel ge�ußert, ob dies im letzten Jahr gerechtfertigt
war. Vgl.: Jahresgutachten 2004/05 des Sachverst�ndi-
genrats zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen
Entwicklung, Bundestags-Drucksache 15/4300, S. 518.
Die Oppositionsfraktionen im Bundestag haben eine Nor-
menkontrollklage gegen den Bundeshaushalt 2004 ein-
gereicht.

Haushaltsregeln
kn�pfen an
Planungen an...

... und k�nnen
durch Neben-
haushalte
umgangen
werden

Umfangreiche
M�glichkeiten
zur �berschrei-
tung der Ober-
grenzen
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Haushaltsrechts praktisch weitgehend folgen-

los. Gerichtsurteile werden zumeist erst Jahre

nach Abschluss eines Haushalts gef�llt. Wenn

dabei die Rechtswidrigkeit festgestellt wird,

sind damit keine unmittelbaren Konsequen-

zen verbunden.

Besonders problematisch im Zusammenhang

mit der Implementierung der „Goldenen Re-

gel“ ist die Abgrenzung des Investitionsbe-

griffs. Diese ist in Deutschland so weit ge-

fasst, dass sie nicht der Grundidee der Regel

entspricht. Als Investitionen gelten der Er-

werb von Sachverm�gen (Bauten, Ausr�stun-

gen) und Finanzverm�gen (Beteiligungsk�u-

fe, Darlehensvergaben), Investitionszusch�sse

an den privaten und �ffentlichen Sektor so-

wie die Inanspruchnahme aus B�rgschaften.6)

Abgesetzt werden grunds�tzlich die von

anderen staatlichen Ebenen oder Dritten

empfangenen Investitionszusch�sse.

Investitionszusch�sse an den privaten Sektor

haben einen Verlust an staatlichem Netto-

Verm�gen zur Folge, dem allenfalls eine Ver-

m�gensbildung in anderen Sektoren und indi-

rekte Mehreinnahmen durch m�glicherweise

zuk�nftig h�here Steuereinnahmen gegen-

�berstehen. Hier sind auch reine Mitnahme-

effekte keinesfalls auszuschließen, und es be-

steht wegen des Subventionscharakters die

Gefahr der Fehlallokation von Ressourcen. Im

Fall der Kreditfinanzierung von Investitions-

zusch�ssen an das Ausland – etwa im Rahmen

der Entwicklungshilfe – ist der hieraus resul-

tierende Schuldenaufbau nicht mit einem

entsprechenden Verm�genszuwachs im In-

land verbunden. Grunds�tzlich bestehen star-

ke Anreize, „laufende“ Zahlungen als inves-

tive Ausgaben zu deklarieren, um den m�g-

lichen Verschuldungsrahmen auszuweiten.

Ferner werden weder Abschreibungen auf

das staatliche Sachverm�gen (oder das im

Zusammenhang mit Investitionszusch�ssen in

anderen Sektoren gebildete Verm�gen) von

den Brutto-Investitionen abgezogen noch

Desinvestitionen im Zusammenhang mit Ver-

m�gensverk�ufen gegengerechnet. Zu letz-

teren z�hlen die Ver�ußerung von Sachver-

m�gen, Privatisierungen oder R�ckfl�sse von

Darlehen und aus Gew�hrleistungen. Dies

bedeutet, dass derzeit die Vergabe eines Dar-

lehens (und der damit verbundene Verm�-

genszuwachs) �ber Schulden finanziert wer-

den darf, w�hrend dessen R�ckzahlung (oder

gegebenenfalls auch der Erlass) nicht mit der

Notwendigkeit der Schuldentilgung verbun-

den ist. Beim Sachverm�gen werden auch Er-

satzinvestitionen, die lediglich der Bestand-

erhaltung dienen, zur Rechtfertigung einer

zus�tzlichen Kreditaufnahme zugelassen. Der

Schuldenstand kann sich im Ergebnis kon-

tinuierlich erh�hen, ohne dass dem ein

entsprechender Verm�genszuwachs gegen-

�bersteht (Beispiele f�r problematische As-

pekte der Umsetzung der Haushaltsregeln in

Deutschland sind in der �bersicht auf S. 29

aufgef�hrt).

Ber�cksichtigt man nur die staatlichen Sach-

investitionen sowie die Abschreibungen, so

wird mit der fortgesetzten hohen Neuver-

6 Eine Konkretisierung des Investitionsbegriffs wurde in
einem Urteil im Jahr 1989 vom Bundesverfassungsgericht
eingefordert (vgl. BVerfGE 79, 311). Die genannten Aus-
gaben entsprechen den Hauptgruppen 7 und 8 im
gemeinsamen Gruppierungsplan f�r die Haushalte des
Bundes und der L�nder.

Abgrenzung
des Investitions-
begriffs ...

... ist proble-
matisch

Abschreibun-
gen und
Verm�gens-
ver�ußerungen
nicht
ber�cksichtigt

Haushaltsregeln
verhindern
nicht Verzehr
des Staats-
verm�gens



DEUTSCHE
BUNDESBANK
Monatsbericht
April 2005

29

Beispiele f�r problematische Aspekte der Umsetzung der Haushaltsregeln

in Deutschland

Die Problematik eines sehr weit ausgelegten Inves-
titionsbegriffs als Obergrenze f�r die Staatsdefizite
zeigt bereits ein Blick auf die Eckdaten des Bundes-
haushalts 2005. Einer geplanten Nettokreditauf-
nahme von 22 Mrd 5 stehen investive Ausgaben
(anhand der Gruppierungsnummern 7 und 8 ermit-
telt) von gut 22 1�2 Mrd 5 gegen�ber, womit die
an die „Goldene Regel“ angelehnte Verfassungs-
grenze als erf�llt angesehen wird. Darin enthalten
sind 7 Mrd 5 Investitionszusch�sse an den nicht-
staatlichen Bereich, davon 2 Mrd 5 an das Ausland.
Zudem werden die Desinvestitionen in Form von
Beteiligungsver�ußerungen, Darlehensr�ckfl�ssen
und Sachverm�gensverk�ufen in H�he von 211�2
Mrd 5 nicht gegengerechnet. Dar�ber hinaus ist auf
der Ausgabenseite eine vor�bergehende Entlas-
tung durch Ver�ußerung von Anspr�chen der Post-
pensionskassen in H�he von 5 1�2 Mrd 5 eingeplant.
Schließlich sind keine Abschreibungen eingerech-
net, denen eine Tilgung der in der Vergangenheit
aufgenommenen Kredite gegen�berstehen m�sste.
Gem�ß VGR betragen die Abschreibungen allein
auf das Sachverm�gen des Bundes im vergangenen
Jahr rund 6 1�2 Mrd 5. 1) Insgesamt gesehen m�sste
der Bund somit im Sinne einer konsequent imple-
mentierten „Goldenen Regel“ merkliche �bersch�sse
aufweisen.

Die L�nder wiesen im Jahr 2004 ein Gesamtdefizit
von gut 25 Mrd 5 aus. Dem standen eigenfinan-
zierte investive Ausgaben von 211�2 Mrd 5 gegen-
�ber. Zudem wurde zur Haushaltsfinanzierung
Sach- und Finanzverm�gen im Umfang von gut
3 1�2 Mrd 5 ver�ußert. Unter Ber�cksichtigung der
Abschreibungen (gem�ß VGR) auf das Sachverm�-
gen von 6 1�2 Mrd 5 vergr�ßert sich die L�cke im Hin-
blick auf die Einhaltung der „Goldenen Regel“
noch weiter.

Ungeachtet der grunds�tzlich bereits sehr weiten
haushaltsrechtlichen Verschuldungsspielr�ume wer-
den diese teilweise noch ausgedehnt. Es werden
mitunter Investitionen formal aus laufenden Zuwei-
sungen finanziert, die im Gegensatz zu Investitions-
zusch�ssen bei der Bestimmung der Kreditgrenze
nicht den damit finanzierten investiven Ausgaben
gegengerechnet werden m�ssen, und der dadurch
entstehende Kreditspielraum kann dann zur Finan-

zierung zus�tzlicher konsumtiver Ausgaben ge-
nutzt werden. So wird bei den neuen Bundesl�n-
dern die Kreditobergrenze dadurch wesentlich aus-
geweitet, dass die vor allem zur Finanzierung des
Aufbaus der Infrastruktur gew�hrten Sonder-Bun-
deserg�nzungszuweisungen von 10 1�2 Mrd 5 als lau-
fende Mittel ausgewiesen werden. Politisches Ziel
war hier jedoch nicht die Erm�glichung hoher lau-
fender Ausgaben bei gleichzeitiger Schuldenfinan-
zierung der Infrastrukturverbesserung in den neuen
L�ndern. Auch durch die laufende Verbuchung der
von der EU-Kommission angeordneten Beihilfer�ck-
zahlung durch einige Landesbanken bei investiver
Klassifizierung der gleich hohen Rekapitalisierung
wird die Kreditobergrenze ausgeweitet. Fragw�r-
dig ist bisweilen der investive Charakter von Zah-
lungen, die unter die haushaltsrechtliche Investi-
tionsdefinition fallen. So hatte beispielsweise Nieder-
sachsen 2001 einen zum Verlustausgleich bestimm-
ten Zuschuss von 1�2 Mrd 5 an die in Liquidation be-
findliche EXPO-Gesellschaft als Beteiligungserwerb
deklariert. Im Haushalt Berlins wird die im Rahmen
der Sanierung der Bankgesellschaft Berlin gew�hrte
Risikoabschirmung von j�hrlich 300 Mio 5 nicht als
Verlustausgleich, sondern als (investive) Inanspruch-
nahme aus Gew�hrleistungen verbucht. Ein weite-
res Beispiel ist die – vom Landesrechnungshof be-
reits f�r das Jahr 2002 kritisierte – investive Veran-
schlagung von Werftenbeihilfen im schleswig-hol-
steinischen Landeshaushalt.

Bei den Bundesl�ndern halten 2005 nach derzeiti-
gem Planungsstand Berlin, Bremen, Hessen, Nieder-
sachsen und das Saarland die Kreditobergrenzen
nicht ein, wobei in Hessen ein engerer Investitions-
begriff zu Grunde gelegt wird. In anderen west-
deutschen L�ndern werden die Regeln zum Teil
durch Dehnung der Grenzen oder Einsatz von Ver-
m�gensver�ußerungen formal zu wahren versucht.
In den ostdeutschen L�ndern (mit Ausnahme Sach-
sens) tr�gt voraussichtlich erneut maßgeblich die
Erfassung der Sonder-Bundeserg�nzungszuweisun-
gen als laufende Mittel zur Einhaltung der Ober-
grenze bei. Trotz der in der letzten Steuersch�tzung
unterstellten relativ g�nstigen gesamtwirtschaft-
lichen Entwicklung bleiben die L�nderhaushalte
– ebenso wie der Bundeshaushalt – strukturell er-
heblich unterfinanziert.

1 Dar�ber hinaus w�ren noch auf kreditfinanzierte Investi-
tionszusch�sse entfallende Abschreibungen einzubezie-

hen, wenn diese bei den zu Grunde gelegten Investitionen
ber�cksichtigt werden.

Deutsche Bundesbank
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schuldung die „Goldene Regel“ in Deutsch-

land in starkem Maße verletzt. Wie eine ver-

einfachte Betrachtung im Rahmen der VGR

zeigt, lagen die staatlichen Defizite in den

vergangenen dreißig Jahren bereits h�ufig

�ber den staatlichen Brutto-Sachinvestitionen

(vgl. oben stehendes Schaubild).7) Werden

zudem die Abschreibungen ins Bild genom-

men, wird die Diskrepanz noch offensicht-

licher. So standen im Jahr 2004 einem Defizit

von 3,7% des BIP negative Netto-Inves-

titionen in H�he von 0,2% des BIP gegen-

�ber. Das staatliche Netto-Verm�gen in Rela-

tion zum BIP hat sich in Deutschland in den

vergangenen Jahrzehnten deutlich verrin-

gert.8) W�hrend das Sachverm�gen im Ver-

h�ltnis zum BIP vor allem in den letzten Jah-

ren abgenommen hat, ist die Schuldenquote

kr�ftig gestiegen (einen Eindruck hierzu ver-

mittelt das Schaubild auf S. 31).

Im Ergebnis haben die nationalen Haushalts-

regeln also den Verzehr des Staatsverm�gens

nicht verhindern k�nnen. Die staatliche

Schuldenquote ist bis auf 66% gestiegen,

ohne dass dem ein entsprechender Verm�-

genszuwachs gegen�bergestanden h�tte.

Selbst eine m�glicherweise w�nschenswerte

Ausweitung der Staatsinvestitionen �ndert

nach diesem Konzept nichts am umfassenden

Konsolidierungsbedarf bei den laufenden

Ausgaben oder Einnahmen.

Dar�ber hinaus ist aber ungeachtet der viel-

f�ltigen methodischen Probleme auch bei

einer sachgerecht angewendeten „Goldenen

Regel“ zu bedenken, dass sie sich nur auf

einen Ausschnitt der Lastverteilung zwischen

den Generationen bezieht. Implizite Verbind-

lichkeiten im Zusammenhang mit umlage-

finanzierten sozialen Sicherungssystemen, die

angesichts der demographischen Entwicklung

eine ehrgeizigere finanzpolitische Ausrich-

tung nahe legen, werden dabei nicht ber�ck-

sichtigt. Zudem kann es zu einem Konflikt mit

der Tragf�higkeit der �ffentlichen Finanzen

kommen, wenn eine hohe Schuldenquote

zwar mit umfangreichen Staatsinvestitionen

in der Vergangenheit verbunden ist, aber

1)

Defizit

Netto-Investitionen

Brutto-Investitionen

1970 75 80 85 90 95 00 2004

in % des BIP

Staatliches Defizit
und staatliche Investitionen *)

* Gemäß VGR. — 1 Ohne Berücksichtigung
der UMTS-Erlöse (2½% des BIP).
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7 Im Rahmen der VGR werden Investitionen in das und
Ver�ußerungen von Finanzverm�gen als defizitunwirk-
same finanzielle Transaktionen verbucht, so dass sie in
der hier vorgenommenen Darstellung nicht zu ber�ck-
sichtigen sind.
8 Im Sinne einer Regel, die das Netto-Verm�gen konstant
h�lt, kann das Defizit bei steigendem Preisniveau etwas
h�her ausfallen als die Netto-Investitionen, weil sich der
Wert des zu Wiederbeschaffungswerten angesetzten
Sachverm�gens bei steigenden Preisen erh�ht, w�hrend
die Schuldtitel nominal fixiert sind.
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gleichwohl die Gefahr besteht, dass die ho-

hen Zinsausgaben nicht mehr finanziert wer-

den k�nnen.

Die europ�ischen Regeln

Die auf der europ�ischen Ebene vereinbarten

Haushaltsregeln sind im Maastricht-Vertrag

und im Europ�ischen Stabilit�ts- und Wachs-

tumspakt festgelegt. Im Maastricht-Vertrag

sind Obergrenzen f�r die gesamtstaatliche

Defizit- und Schuldenquote (grunds�tzlich in

der Abgrenzung gem�ß den VGR) vereinbart,

die nur in Ausnahmef�llen �berschritten wer-

den d�rfen. Im Rahmen des im Vertrag vorge-

sehenen Verfahrens bei einem �berm�ßigen

Defizit sind f�r den Fall einer anhaltenden

Verletzung der Regeln Sanktionen f�r den be-

treffenden Mitgliedstaat vorgesehen. Durch

den Stabilit�ts- und Wachstumspakt werden

die Regeln und das �berwachungsverfahren

konkretisiert. Dar�ber hinaus ist ein Fr�h-

warnsystem f�r finanzpolitische Fehlentwick-

lungen eingerichtet worden. Unter anderem

wurde f�r die einzelnen EU-Staaten ein mit-

telfristig (also �ber den Konjunkturzyklus) ein-

zuhaltendes Defizitziel festgelegt. Zumindest

f�r Deutschland bedeutet dies auch nach der

�nderung des Stabilit�ts- und Wachstums-

pakts die Verpflichtung zu einem strukturell

ann�hernd ausgeglichenen gesamtstaatlichen

Haushalt. Die Einhaltung einer solchen Haus-

haltsposition erlaubt das „Atmen“ der Bud-

gets im Konjunkturzyklus und erm�glicht

auch die Absorption anderer dar�ber hinaus-

gehender „Schocks“, ohne dass die absolute

Obergrenze f�r die unbereinigte Defizitquote

von 3% durchbrochen wird.

Der mangelnde politische Wille, die Regeln

konsequent umzusetzen, hat letztlich zu der

k�rzlich beschlossenen �nderung des Stabi-

lit�ts- und Wachstumspakts gef�hrt. Die Be-

schl�sse �ndern formal wenig an den Zielwer-

ten und Obergrenzen f�r Staatsdefizit und

Staatsverschuldung. Auf Grund umfangrei-

cher Ausnahmeregelungen wurden aber die

Glaubw�rdigkeit und Bindungswirkung des

in % des BIP, Stand zum Jahresende

o)

1970 75 80 85 90 95 00 2004

Netto-Vermögen 3)

Netto-Verschuldung 2)

Sachvermögen 1)

Vermögen und
Verbindlichkeiten des Staates

1 Netto-Anlagevermögen zu Wiederbe-
schaffungspreisen, außer Tiefbau 1970 bis
1990: Brutto-Anlagevermögen. Angaben
für 2003 und 2004 geschätzt. — 2 Staats-
schulden abzüglich des staatlichen Finanz-
vermögens gemäß Finanzierungsrech-
nung. — 3 Sachvermögen abzüglich Netto-
Verschuldung. — o Methodischer Bruch we-
gen geänderter Bewertung des staatlichen
Tiefbauvermögens (s. Fußnote 1). Ab 1991
Gesamtdeutschland, davor Westdeutsch-
land.
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Paktes entscheidend geschw�cht.9) Um gleich-

wohl die Ziele der europ�ischen Regeln zu

erreichen, w�re eine feste Verankerung im

deutschen Haushaltsrecht anzustreben.

Die Diskussion

�ber einen nationalen Stabilit�tspakt

Die Umsetzung der europ�ischen Haushalts-

regeln wirft in Staaten mit einer ausgepr�g-

ten f�deralen Struktur, in der auch die nach-

geordneten Ebenen umfangreiche M�glich-

keiten zur Kreditaufnahme besitzen, erheb-

liche Abstimmungsprobleme auf. Bereits zum

Zeitpunkt der Verabschiedung des Maas-

tricht-Vertrages wurde in Deutschland die

grunds�tzliche Notwendigkeit einer Koordi-

nierung zwischen Bund und L�ndern im Hin-

blick auf das gesamtstaatliche Defizit gese-

hen.10) Eine intensive Diskussion �ber einen

nationalen Stabilit�tspakt begann allerdings

erst Mitte der neunziger Jahre, als ersichtlich

wurde, dass Deutschland im f�r den Beitritt

zur W�hrungsunion entscheidenden Jahr

1997 erhebliche Probleme haben w�rde, die

3%-Grenze einzuhalten. Dabei waren insbe-

sondere die rechtliche Ausf�hrung, die verti-

kale Aufteilung der Defizitobergrenzen auf

die staatlichen Ebenen, die horizontale Vertei-

lung auf die verschiedenen Bundesl�nder und

die Sanktionierung im Falle einer �berschrei-

tung der Obergrenze umstritten.11)

Ein nationaler Stabilit�tspakt stellt einen Ein-

griff in die Haushaltsautonomie von Bund

und L�ndern dar und erfordert eine rechtliche

Regelung, die der Zustimmung beider staat-

licher Ebenen bedarf. Trotz einiger detaillier-

ter Vorschl�ge wurde allerdings zun�chst kein

Ergebnis erzielt, zumal auch innerhalb der

L�ndergruppe erhebliche Uneinigkeit �ber

die konkrete Ausgestaltung bestand. Da der

Bund gegen�ber der EU f�r die Einhaltung

der Defizitgrenzen verantwortlich ist, war f�r

die L�nder der Anreiz zur Einschr�nkung der

eigenen Haushaltsautonomie begrenzt. �ber-

dies stellte sich die finanzielle Lage des Staa-

tes im Jahr 2000 angesichts einer Defizit-

quote von weniger als 11�2 % (ohne UMTS-

Erl�se) und der Erwartung einer weiterhin

g�nstigen gesamtwirtschaftlichen Entwick-

lung scheinbar entspannt dar, so dass die Dis-

kussion �ber einen nationalen Stabilit�tspakt

zun�chst nicht fortgef�hrt wurde.

Nachdem sich die Lage der �ffentlichen

Finanzen aber schon 2001 wieder drastisch

verschlechtert hatte und das Defizit der 3%-

Grenze erneut bedrohlich nahe gekommen

war, lebte auch die Diskussion �ber eine Ver-

ankerung der europ�ischen Regeln auf allen

Haushaltsebenen wieder auf. Im M�rz 2002

wurden vom Finanzplanungsrat Maßnahmen

vorgeschlagen und anschließend vom Gesetz-

geber verabschiedet, die h�ufig als natio-

naler Stabilit�tspakt bezeichnet werden.12)

9 Zur Diskussion �ber die Reform des Stabilit�ts- und
Wachstumspakts vgl. auch in diesem Monatsbericht: Die
�nderungen am Stabilit�ts- und Wachstumspakt, S. 15 ff.
10 Vgl.: Art. 2 des Gesetzes zum Vertrag vom 7. Februar
1992 �ber die Europ�ische Union („Gesetz zur Einf�h-
rung des Maastricht-Vertrages“).
11 Vgl. z.B.: Wissenschaftlicher Beirat beim Bundesminis-
terium der Finanzen (1994), Zur Bedeutung der Maas-
tricht-Kriterien f�r die Verschuldungsgrenzen von Bund
und L�ndern. Vgl. f�r eine ausf�hrliche �bersicht:
K. Wendorff, The discussion on a national stability pact in
Germany, in: Banca d’ Italia (Hrsg.): Fiscal Rules, 2001,
S. 677–712.
12 Vgl. u.a.: Bundesministerium der Finanzen, Deutsches
Stabilit�tsprogramm, Aktualisierung vom Dezember
2003, S. 36–37.
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Hierunter f�llt insbesondere eine �nderung

des Haushaltsgrunds�tzegesetzes, die das Ziel

der R�ckf�hrung der Neuverschuldung von

Bund und L�ndern bis zum Haushaltsaus-

gleich beinhaltet. Dem Finanzplanungsrat, in

dessen Rahmen der Bundes- und die L�nder-

finanzminister die Koordinierung ihrer Haus-

haltspolitik beraten, soll demnach st�rkere

Bedeutung zukommen. Insbesondere dessen

Empfehlungen zur Ausgaben- beziehungs-

weise Defizitentwicklung sollen aufgewertet

werden. Dar�ber hinaus werden die verschie-

denen staatlichen Ebenen auf die Einhaltung

der europ�ischen Vereinbarungen verpflichtet

(siehe nebenstehende �bersicht).

Der Anlauf, die europ�ischen Haushaltsre-

geln im Rahmen des deutschen Haushalts-

rechts zu ber�cksichtigen und insbesondere

das Ziel ausgeglichener Haushalte f�r Bund

und L�nder rechtlich zu verankern, ist zu be-

gr�ßen. Insgesamt gesehen sind die Neurege-

lungen allerdings weitgehend wirkungslos.

Die Bestimmungen stehen in Konflikt zu den

unver�nderten verfassungsrechtlichen Regeln,

deren (inkonsequente) Umsetzung eine er-

hebliche Kreditaufnahme zul�sst. Der ver-

folgte kooperative Ansatz ist weitgehend mit

unscharfen und unverbindlichen Verpflich-

tungen verbunden. So ist von einem „Ziel“

ausgeglichener Haushalte die Rede, das je-

doch – mit Ausnahme Bayerns und mit leich-

ten Einschr�nkungen im Falle Sachsens –

keine Gebietsk�rperschaft im Rahmen der

aktuellen mittelfristigen Haushaltsplanungen

vorgesehen hat. Selbst der angestrebte Ab-

bau der Nettokreditaufnahme bleibt in vielen

F�llen gering, und die Haushaltsziele orientie-

ren sich offenbar eher an der Verfassungs-

Einhaltung der Haushaltsdisziplin
im Rahmen der Europ�ischen
Wirtschafts- und W�hrungsunion
laut § 51a Haushaltsgrunds�tzegesetz

(1) Bund und L�nder kommen ihrer Ver-
antwortung zur Einhaltung der Be-
stimmungen in Artikel 104 des Ver-
trages zur Gr�ndung der Europ�i-
schen Gemeinschaft und des euro-
p�ischen Stabilit�ts- und Wachs-
tumspakts nach und streben eine
R�ckf�hrung der Netto-Neuverschul-
dung mit dem Ziel ausgeglichener
Haushalte an.

(2) Der Finanzplanungsrat gibt unter
Ber�cksichtigung der volks- und fi-
nanzwirtschaftlichen Faktoren Emp-
fehlungen zur Haushaltsdisziplin,
insbesondere zu einer gemeinsamen
Ausgabenlinie im Sinne des § 4 Ab-
satz 3 des Maßst�begesetzes. Der Fi-
nanzplanungsrat er�rtert auf dieser
Grundlage die Vereinbarkeit der
Haushaltsentwicklung, insbesondere
der Ausgaben und der Finanzie-
rungssalden von Bund und L�ndern
einschließlich ihrer Gemeinden und
Gemeindeverb�nde, mit den Bestim-
mungen in Artikel 104 des Vertrages
zur Gr�ndung der Europ�ischen Ge-
meinschaft und des europ�ischen
Stabilit�ts- und Wachstumspakts.

(3) Entspricht die Haushaltsdisziplin der
Gebietsk�rperschaften nicht hinrei-
chend den Vorgaben nach den Ab-
s�tzen 1 und 2, er�rtert der Finanz-
planungsrat die Gr�nde und gibt
Empfehlungen zur Wiederherstel-
lung der Haushaltsdisziplin.

Deutsche Bundesbank
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grenze. Die Empfehlungen des Finanzpla-

nungsrates im Hinblick auf Defizitziele und

ausgeglichene Haushalte spielten auch nach

der �berarbeitung des Haushaltsgrunds�tze-

gesetzes im politischen Prozess nur eine be-

grenzte Rolle, wobei allerdings auch die uner-

warteten Steuerausf�lle zu ber�cksichtigen

sind. Den regelm�ßig empfohlenen Ausga-

benobergrenzen wurde teilweise nur wenig

Bedeutung beigemessen und eine Bindungs-

wirkung f�r die einzelnen L�nder bestritten.

Ein Verfehlen der Ziele zog weder Sanktionen

noch einen gr�ßeren Begr�ndungszwang

nach sich. Eine im Vergleich zur Vergangen-

heit prominentere Stellung beziehungsweise

eine aktivere Rolle des Finanzplanungsrates in

der finanzpolitischen Diskussion in Deutsch-

land ist bislang nicht zu erkennen.

Grundz�ge eines wirksamen nationalen

Stabilit�tspakts

In Deutschland besteht eine Diskrepanz zwi-

schen den im Rahmen des Maastricht-Vertra-

ges und des Stabilit�ts- und Wachstumspakts

eingegangenen europ�ischen Verpflichtun-

gen zur Begrenzung des gesamtstaatlichen

Defizits und dem nationalen Haushaltsrecht.

Hierunter leiden nicht zuletzt die Transparenz

und die Nachvollziehbarkeit der Vorgaben in

der �ffentlichkeit, die eine wichtige Voraus-

setzung f�r die Bindungswirkung der Regeln

sind. Insbesondere im Hinblick auf die ge-

samtstaatlichen Verpflichtungen verschwim-

men die Verantwortlichkeiten zwischen den

verschiedenen staatlichen Ebenen. Ange-

sichts der unzureichenden nationalen Begren-

zungen der Kreditaufnahme und der tats�ch-

lich realisierten hohen Defizite von Bund und

Ausgew�hlte Beschl�sse
des Finanzplanungsrates

2002:
Der Rat vereinbart, das gesamtstaatliche De-
fizit im Jahr 2003 auf unter 3% des BIP zu-
r�ckzuf�hren.

Die Gebietsk�rperschaften streben einen
Haushaltsausgleich bis zum Jahr 2006 an.
Bund und L�nder sollen mittelfristige Finanz-
planungen vorlegen, in denen sie die Strate-
gie zum Erreichen der ausgeglichenen Haus-
halte erl�utern.

Der Bund soll seine Ausgaben in den Jahren
2003 und 2004 um jahresdurchschnittlich
1�2% zur�ckf�hren, L�nder und Gemeinden
den jahresdurchschnittlichen Anstieg auf 1%
begrenzen.

Das Defizit des Bundes und der Sozialversi-
cherungen sollte 45% des 3%-Limits (1,35%
des BIP) nicht �bersteigen, w�hrend der An-
teil von L�ndern und Gemeinden nicht �ber
55% (1,65% des BIP) hinausgehen sollte.

2003:
Der Rat kann sich nicht auf gemeinsame
Empfehlungen einigen.

Er bekr�ftigt aber das Ziel, die gesamtstaat-
liche Defizitquote im Jahr 2004 unter 3%
zur�ckzuf�hren.

2004:
Der Rat vereinbart, das Defizit im Jahr 2005
unter 3% des BIP zur�ckzuf�hren.

Das Defizit von L�ndern und Gemeinden soll
im laufenden Jahr unter der vereinbarten
Obergrenze bleiben. Der Bund will sein Defi-
zit deutlich reduzieren.

Das Ausgabenwachstum von Bund und L�n-
dern soll auf jahresdurchschnittlich 1% in
den Jahren 2004 und 2005 begrenzt bleiben.

Deutsche Bundesbank
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L�ndern scheint eine grunds�tzliche Neuord-

nung des deutschen Haushaltsrechts im Rah-

men eines wirkungsvollen nationalen Stabili-

t�tspakts erforderlich.

Bund, L�nder und Gemeinden haben sich

prinzipiell zur gemeinsamen Verpflichtung

gegen�ber den europ�ischen Vorgaben be-

kannt. Auch wurden mit dem in das Haus-

haltsgrunds�tzegesetz aufgenommenen Ziel

ausgeglichener Haushalte f�r Bund und L�n-

der sowie einer st�rkeren Stellung des Finanz-

planungsrates Entscheidungen getroffen, die

in die richtige Richtung weisen. Allerdings ist

keine konsequente Umsetzung erfolgt. Deut-

lich weitergehende Schritte erscheinen not-

wendig. Diesbez�gliche Vorschl�ge des Bun-

des sind in der Vergangenheit zumeist von

den L�ndern abgelehnt worden.

Eine konsequente Reform des nationalen

Haushaltsrechts w�rde eine Verfassungs�nde-

rung erfordern. Dabei entspr�che es den

europ�ischen Vorgaben, wenn anstelle der in

Artikel 115 GG verankerten Regelung – wie

auch bei den Bundesl�ndern – das Gebot

strukturell ann�hernd ausgeglichener Haus-

halte in die Verfassungen aufgenommen

w�rde. Dies erscheint unter anderem auch in

Anbetracht der voraussichtlich auf l�ngere

Sicht verst�rkten privaten Bereitstellung und

Finanzierung zuvor im staatlichen Sektor

vorgenommener Investitionen und der demo-

graphischen Entwicklung gerechtfertigt. Aus-

gehend von einer soliden Haushaltsposition

k�nnten die automatischen Stabilisatoren

ihre Wirkung voll entfalten.13)

Eine solche grunds�tzliche Entscheidung

w�rde konkretere Ausf�hrungsbestimmun-

gen erforderlich machen, f�r die das Haus-

haltsgrunds�tzegesetz ein geeigneter Rege-

lungsrahmen sein k�nnte. Hier k�nnte eine

transparente und nachvollziehbare Ber�ck-

sichtigung der konjunkturellen Einfl�sse

definiert werden. Zudem w�re die einzelne

Gebietsk�rperschaft darauf zu verpflichten,

detailliert nachzuweisen, warum gegebenen-

falls von einer ausgeglichenen Position abge-

wichen und wie eine solche Lage wieder er-

reicht wird. Dabei sollte auch – nicht zuletzt

auf Grund der Erfahrungen in den vergan-

genen Jahren – sichergestellt werden, dass

die Planungen auf vorsichtigen gesamtwirt-

schaftlichen Annahmen basieren.

Obergrenzen f�r das Ausgabenwachstum

k�nnen ein wichtiger Bestandteil einer natio-

nalen Konsolidierungsstrategie sein. Sie k�n-

nen allerdings Ziele f�r den Haushaltssaldo

keinesfalls ersetzen, da solide Staatsfinanzen

auch entscheidend von der Einnahmenseite

abh�ngen. Mittelfristige Ausgabenziele m�s-

sen angepasst werden, wenn sich eine anhal-

tend schw�chere Einnahmenentwicklung ab-

zeichnet und ein struktureller Defizitanstieg

verhindert werden soll. Anpassungsbedarf

best�nde unter anderem im Fall von Steuer-

senkungen, einer nachhaltig schwachen Ent-

wicklung der Bemessungsgrundlage der Steu-

ern oder einem nicht nur zeitweisen R�ck-

gang der nichtsteuerlichen Einnahmen.

13 F�r eine Anpassung des nationalen Haushaltsrechts
sprechen sich unter anderem auch die Rechnungsh�fe
(vgl. Fußnote 4) sowie der Wissenschaftliche Beirat beim
BMF aus: Verbesserungsvorschl�ge f�r die Umsetzung
des Deutschen Stabilit�tspakts (2003).
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Die Gestaltungsm�glichkeiten im Hinblick auf

die ausgewiesenen Ausgaben d�rften im

�brigen noch weitaus umfangreicher sein als

bei den Defiziten. So kann eine Ausgliede-

rung von Teilen des Haushalts (z.B. „Outsour-

cing“ von Geb�hrenhaushalten oder Verlage-

rung von Aktivit�ten auf einen Nebenhaus-

halt) zu einem Ausgabenr�ckgang f�hren,

ohne dass hiermit ein Konsolidierungsfort-

schritt verbunden w�re. Gleiches gilt f�r

die Substitution von Ausgaben durch Steuer-

erm�ßigungen (Kindergeld durch steuerlichen

Kinderfreibetrag, Finanzhilfen f�r Eigenheim-

erwerb durch steuerliche F�rderung) bezie-

hungsweise innerstaatlichen Transfers durch

die Verschiebung von Steuereinnahmen.

Wenn Bund und L�nder der Zielsetzung ent-

sprechend einen strukturell ann�hernd aus-

geglichenen Haushalt aufwiesen, w�rde die

– in den bisherigen Diskussionen stark um-

strittene – Aufteilung der Defizitobergrenze

des Maastricht-Vertrages auf die einzelnen

staatlichen Ebenen stark an Bedeutung verlie-

ren. Da dann ein deutlicher Sicherheitsab-

stand zur 3%-Grenze vorhanden w�re, d�rf-

ten konjunkturelle Schwankungen deren Ein-

haltung im Allgemeinen kaum gef�hrden.

Unabh�ngig davon bilden feste nominale

Defizitobergrenzen wohl einen notwendigen

Bestandteil nationaler Haushaltsregeln, um

auch einen klaren Ankn�pfungspunkt f�r

eventuelle Sanktionen als letztes disziplinie-

rendes Element zu bieten. Ein �berschreiten

dieser Grenzen (die nicht als Zielwerte miss-

zuverstehen sind) durch einzelne Gebietsk�r-

perschaften w�re auf wenige und eindeutig

definierte Ausnahmesituationen zu beschr�n-

ken.

Die im Finanzplanungsrat f�r die Jahre 2004

bis 2006 abgestimmte – allerdings rechtlich

unverbindliche – Aufteilung der Defizitober-

grenze von 3% des BIP zu 45% auf den

Bund und die Sozialversicherungen einerseits

und 55% auf die L�nder und Gemeinden an-

dererseits erscheint aber nicht angemessen.

So ist zu ber�cksichtigen, dass der Bund

einen zyklisch volatileren Haushalt hat als die

L�nder und Gemeinden, da sich hier neben

den konjunkturellen Schwankungen bei den

Steuereinnahmen insbesondere die zyklischen

Defizite der Bundesagentur f�r Arbeit nieder-

schlagen. Wegen der h�heren Konjunkturan-

f�lligkeit w�re deshalb prinzipiell ein gr�ßerer

Anteil des Bundes angezeigt. Dem st�nde

freilich die Verpflichtung zu entsprechend

h�heren �bersch�ssen in einer g�nstigen

konjunkturellen Lage gegen�ber.14)

Auf der L�nderebene (einschl. Gemeinden)

erscheint nicht zuletzt aus pragmatischen

Gr�nden eine horizontale Verteilung gem�ß

der Einwohnerzahl naheliegend. W�hrend f�r

den Gesamtstaat das BIP als maßgeblicher

Indikator f�r die Finanzkraft (und damit die

F�higkeit, die aus Defiziten resultierenden zu-

k�nftigen Belastungen zu tragen) anzusehen

ist, ist dies f�r die derzeitige innerstaatliche

Situation in Deutschland nicht der Fall. �ber

die Steuerverteilung und den L�nderfinanz-

ausgleich findet eine verh�ltnism�ßig starke

Einebnung der Steuereinnahmen je Einwoh-

ner statt, so dass die Einwohnerzahl einen

14 Dabei w�re – wie auch bei der Beurteilung der struk-
turellen Haushaltsposition – auf Finanzierungssalden ab-
zustellen, die den (nicht nach Bundesl�ndern unterteilt
verf�gbaren) VGR-Ergebnissen nahe kommen. Hierzu
k�nnten aus den jeweiligen haushaltsm�ßigen Defiziten
die Transaktionen mit Finanzaktiva herausgerechnet wer-
den.
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besseren Ankn�pfungspunkt f�r die (poten-

zielle) Finanzkraft bietet.

Die Transparenz und �ffentlichkeitswirksam-

keit der Haushaltsplanungen und -ergebnisse

vor dem Hintergrund nachvollziehbarer Re-

geln sind von großer Bedeutung f�r deren

Bindungswirkung. Hier k�nnten Fortschritte

beispielsweise durch eine Aufwertung des Fi-

nanzplanungsrates erzielt werden. Außerdem

erleichtern es klare und strikte Regeln den Fi-

nanzministern, eine solide Haushaltsstrategie

im politischen Prozess durchzusetzen. Es

k�nnte erwogen werden, dass – in Analogie

zu den europ�ischen Verpflichtungen – f�r

den Bund, die einzelnen Sozialversicherungs-

zweige und f�r die einzelnen L�nder (einschl.

ihrer Gemeinden) standardisierte Stabilit�ts-

programme erstellt werden m�ssen, in denen

neben dem letzten Jahresergebnis die laufen-

de Entwicklung und die mittelfristigen Pla-

nungen zu erl�utern w�ren. Der Finanz-

planungsrat k�nnte dann die Erf�llung der

Vorgaben pr�fen und die Ergebnisse ver-

�ffentlichen. Im Rahmen der Haushaltsauf-

stellung sollten die globalen Beschl�sse des

Finanzplanungsrates jeweils besondere Be-

r�cksichtigung finden.

Die Erreichung des Zieles, im nationalen Haus-

haltsrecht alle Gebietsk�rperschaften auf so-

lide Staatsfinanzen zu verpflichten, w�rde

durch eine grundlegende Reform der Finanz-

verfassung in Deutschland erleichtert. In die-

sem Zusammenhang wird vielfach gefordert,

die Zustimmungserfordernisse des Bundesrats

neu zu regeln und auf den einzelnen staat-

lichen Ebenen eine klarere Aufgabenzuord-

nung, verbunden mit einer Zuordnung von

Einnahmenquellen und zugeh�rigen Gesetz-

gebungskompetenzen der einzelnen Gebiets-

k�rperschaften, herzustellen. Damit erg�ben

sich regionale Differenzierungsm�glichkeiten

und eine erh�hte Verantwortung jeder einzel-

nen Gebietsk�rperschaft f�r die Entwicklung

ihrer Finanzen.

So k�nnte beispielsweise ein Zuschlagsrecht

der Bundesl�nder auf die Einkommensteuer

erwogen werden (ohne dass diese Einnah-

men im Finanzausgleich zu ber�cksichtigen

w�ren). Hierdurch h�tten einzelne L�nder die

M�glichkeit, speziellen Pr�ferenzen der jewei-

ligen Bev�lkerung auf der Ausgabenseite

durch entsprechend unterschiedliche Steuer-

s�tze auf der Einnahmenseite Rechnung zu

tragen. Angesichts der unter den Gebietsk�r-

perschaften fortbestehenden Beistandspflich-

ten (b�ndisches Prinzip) erscheint es folge-

richtig, dass im Fall eines �berschreitens der

Defizitobergrenzen die betreffende Einheit

zu einer Erh�hung des Zuschlagssatzes zur

Einkommensteuer verpflichtet w�re.15) Damit

w�rde der direkte Zusammenhang zwischen

Ausgaben und der Notwendigkeit, diese so-

lide zu finanzieren, insbesondere auch gegen-

�ber dem W�hler verdeutlicht. Es ist entschei-

dend f�r finanzpolitische Disziplin, dass nicht

der Eindruck erweckt werden kann, der Staat

k�nne Leistungen erbringen, denen keine Be-

lastung gegen�bersteht.

Die �ffentlichen Finanzen in Deutschland sind

in einer kritischen Lage. Hohe strukturelle De-

15 Eine Einschr�nkung der Haushaltsautonomie zumin-
dest bei Haushaltsnotlagen erw�gt auch der Wissen-
schaftliche Beirat beim BMF (2005) in: Haushaltskrisen im
Bundesstaat.
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fizite und stark steigende Schuldenst�nde

machen eine umfassende Konsolidierung der

�ffentlichen Haushalte erforderlich. Dabei

geht es auch darum, bei der sich abzeichnen-

den demographischen Entwicklung k�nftige

Generationen nicht noch durch einen �ber-

m�ßigen Bestand an staatlichen Schulden

weiter zu belasten. Eine umfassende Reform

der offensichtlich zu lockeren nationalen

Haushaltsregeln im Rahmen eines nationalen

Stabilit�tspakts in Verbindung mit einer Re-

form der Finanzverfassung k�nnte integraler

Bestandteil einer verl�sslichen Konsolidie-

rungsstrategie sein und damit einen bedeu-

tenden Beitrag zur Bew�ltigung der Haus-

haltsprobleme leisten.
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